Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1511 


Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Kraftloserklärung von 
Hypotheken-, Grundschuld- und Renten- 
schuldbriefen in besonderen Fällen 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 213, Sitzung am 18. Dezember 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Druck: Bcwmer Universitäts-Buciidruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Kraftloserklärung von 
Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldbriefen 
in besonderen Fällen 


Der Bundestjag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Das Gesetz über die Kraftloserklärung von Hypo- 
theken-, Grundschuld- und Rentenschuldbriefen in 
besonderen Fällen vom 18. April 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 88) in der Fassung der Änderungsge- 
setze vom 20. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 830) und vom 25. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 867) wird wie folgt geändert: 

§ 15 Abs. 2 bis 4 wird aufgehoben. 


§ 2 

Anträge auf Grund des in § 1 bezeichneten Ge- 
setzes, die in der Zeit vom 1. Januar 1959 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes (gestellt worden sind, 
können, soweit die Verfahren noch anhängig sind, 
nicht wegen Ablaufs der Frist des bisherigen § 15 
Abs. 2 zurückgewiesen werden. 


§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 4 

Dieses Gesetz tritt am vierzehnten Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


In Auswirkung des Krieges sind vielfach außerhalb | 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes Beschlag- , 
nahmen und andere Eingriffe vorgenommen wor- 
den, durch die den Gläubigern von Grundpfand- 
rechten die Verfügung über ihre Hypotheken-, 
Grundschuld- und Rentenschuldbriefe entzogen wur- 
den, so daß sie an der im Rechtsverkehr erforder- 
lichen Vorlegung der Briefe gehindert sind. Diese 
Eingriffe sind nur dort wirksam, wo sie getroffen 
worden sind und berühren nicht das Recht aus der 
Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld an einem 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes gelegenen 
Grundstück. Da die Gläubiger die Herausgabe der 
Briefe nicht durchsetzen können, ist durch das Ge- 
setz über die Kraftloserklärung von Hypotheken-, 
Grundschuld- und Rentenschuldbriefen vom 18. April 
1950 Abhilfe vorgesehen worden. Das Gesetz er- 
weitert gegenüber den Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts die Möglichkeiten für die Kraftlos- 
erklärung der Hypotheken-, Grundschuld- und Ren- 
tenschuldbriefe und vereinfacht für diese besonde- 
ren Fälle das Verfahren der Kraftloserklärung. Es * 
gilt auch in Berlin und im Saarland. 

Beim Inkrafttreten des Gesetzes wurde damit gerech- 
net, daß ein Bedürfnis für das besondere Verfahren 
der Kraftloserklärung nur für wenige Jahre bestehe. 
Es wurde daher vorgesehen, daß Anträge auf Grund 
des Gesetzes nur bis zu einem bestimmten Zeit- 
punkt gestellt werden könnten. Die Antragsfrist 
ist nach zweimaliger Verlängerung am 31. Dezem- 
ber 1958 abgelaufen. Nachträglich hat sich gezeigt, 
daß diese Frist nicht ausgereicht hat, da nach dem 
31. Dezember 1958 noch in erheblicher Zahl Anträge 
eingegangen sind, deren verspätete Anbringung 
entschuldbar ist. Es erscheint daher erforderlich, 
Anträge erneut zuzulassen. Sie sollen nicht mehr 
an eine bestimmte Frist gebunden, sondern unbe- 
fristet zugelassen werden, da die Notwendigkeit 
von Aufgebotsverfa.hren von den Beteiligten viel- 
fach erst erkannt wird, wenn Eintragungen im 
Grundbuch vorgenommen werden sollen und sich 
hierbei herausstellt, daß der Brief nicht vorgelegt 
werden kann. Die unbefristete Wiederzulassung der 
Anträge unter Beibehaltung der Erleichterungen im 
Verfahren erscheint unbedenklich, da in mehreren 


I tausend Fällen der Anwendung des Gesetzes bisher 
, nur ein einziger Fall bekanntgeworden ist, in dem 
ein Hypothekenbrief, der auf Grund dieses Geset- 
zes für kraftlos erklärt wurde, im Rechtsverkehr 
wieder aufgetaucht ist. 

Da am 31. Dezember 1958 nicht das Gesetz vom 
18. April 1950 außer Kraft getreten ist, sondern an 
diesem Tage nur die Frist für Anträge auf Grund 
des Gesetzes abgelaufen ist, genügt es zur Errei- 
chung des erstrebten Zieles, wenn die Vorschrift 
über die Antragsfrist im § 15 Abs. 2 des Gesetzes 
ersatzlos aufgehoben wird und gleichzeitig die da- 
mit im Zusammenhang stehenden Vorschriften in 
§ 15 Abs. 3 und 4 außer Kraft gesetzt werden 
(§ 1 ). 

Eine Rückwirkung des Gesetzes auf den 31. De- 
zember 1958, an dem die Antragsfrist nach den bis- 
herigeh Vorschriften abgelaufen ist, ist nicht erfor- 
derlich, weil Aufgebotsverfahren in dieser Zeit 
ohnehin nicht eingeleitet werden konnten. Es ge- 
nügt eine Vorschrift darüber, daß auf in der Zwi- 
schenzeit gestellte Anträge, soweit die Verfahren 
noch anhängig sind, das Aufgebot zulässig ist, ohne 
daß der Antrag nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
wiederholt werden muß (§ 2). Ein rückwirkender 
Erlaß des Gesetzes kommt auch, soweit es sich um 
die Vorschriften in § 15 Abs. 3 und 4 handelt, aus 
sachlichen Gründen nicht in Betracht. Soweit An- 
träge wegen Ablaufs der Antragsfrist zurückgewie- 
sen worden sind, versteht es sich von selbst, daß 
nach Inkrafttreten des Gesetzes ein neuer Antrag 
gestellt werden kann. Eine besondere Vorschrift 
hierüber ist nicht erforderlich. 

Der Termin des Inkrafttretens wird auf zwei Wo- 
chen nach der Verkündung des Gesetzes vorgese- 
hen, um zu vermeiden, daß nach seinem Inkrafttre- 
ten bisher gestellte Anträge abgewiesen werden, 
weil die Vorschrift in § 2 noch nicht bekanntgewor- 
den ist (§ 4). 

Beachtliche Kosten werden sich aus der Durdifüh- 
rung des Gesetzes, die den Gerichten der Länder 
obliegt, nicht ergeben. Für das in dem Gesetz vom 
18. April 1950 vorgesehene Verfahren ist die Erhe- 
bung von Gebühren vorgesehen. 
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